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AfD klagt gegen Brandenburgs
Verfassungstreue-Check für Beamte

Brandenburgs AfD klagt gegen Verfassungstreue-Check für
Beamte, um Extremismus unter Anwärtern besser

aufzuspüren.

Im Brandenburger Landtag bahnt sich ein Rechtsstreit um die
neue Regelung zur Überprüfung der Verfassungstreue an.
Dieses Verfahren, das ab dem 1. September 2024 in Kraft treten
soll, wurde von der AfD-Fraktion angefochten. Die Klage, die von
einem Fünftel der Mitglieder des Landtags eingereicht wurde,
zielt darauf ab, das 2024 im April beschlossene Gesetz zu kippen
und könnte weitreichende rechtliche Folgen haben.

Der sogenannte Verfassungstreue-Check soll dazu dienen,
extremistische Strömungen unter zukünftigen Beamten besser
zu identifizieren. Vor dem Ablegen des Amtseids müssen die
ausgewählten Bewerber eine Anfrage beim Verfassungsschutz
durchlaufen. Hierbei wird überprüft, ob sie in irgendeiner Weise
in Verbindung mit anti-demokratischen Bestrebungen stehen.
Ziel dieser Maßnahme ist es, die Integrität öffentlicher Ämter zu
wahren und sicherzustellen, dass nur Personen, die die
demokratische Grundordnung unterstützen, in den Staatsdienst
eintreten.

Details zur Klage der AfD

Die AfD argumentiert in der 140 Seiten langen Klageschrift, dass
die neue Regelung mehrere Normen des Grundgesetzes
verletze. Dies geschieht im Rahmen eines
Normenkontrollverfahrens, das auf eine Überprüfung der



Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes abzielt. Marianne Spring-
Räumschüssel, eine führende Abgeordnete der AfD, erklärte,
dass die Maßnahmen dazu führen würden, „zurück zur DDR 2.0“
zu gehen. Ihre Bekundungen bringen zum Ausdruck, dass die
AfD die Beschlüsse als einen direkten Angriff auf die
Bürgerrechte wahrnimmt.

Die Abgeordneten der Linken hatten bereits im April gegen das
Gesetz gestimmt und Bedenken hinsichtlich möglicher
Machtmissbräuche in der Anwendung der neuen Regelung
geäußert. Durch die Gesetzesänderung wird das Disziplinarrecht
neu geordnet, was bedeutet, dass Beamte nicht mehr wie bisher
durch ein unabhängiges Gericht, sondern über Verfügungen des
Dienstvorgesetzten oder Dienstherrn zurückgestuft oder aus
dem Beamtenverhältnis entfernt werden können. Diese
Änderungen wecken bei vielen Oppositionellen Besorgnis über
die Sicherheit und Fairness im Umgang mit Beamten.

Ministerialposition und öffentlicher Diskurs

Innenminister Michael Stübgen von der CDU hat die Maßnahme
als notwendig erachtet, um Verfassungsfeinde schneller
aufzuspüren. Er hat jedoch betont, dass er die unabhängige
Prüfung des Gesetzes durch das Landesverfassungsgericht für
angemessen hält. Dies zeigt, dass die Landesregierung zwar für
die Maßnahmen einsteht, aber gleichzeitig die Notwendigkeit
einer rechtlichen Überprüfung anerkennt. Die Diskussion um das
Gesetz zeigt, wie tiefgehend die Meinungen über den Umgang
mit Extremismus und dem Schutz der demokratischen Ordnung
divergieren.

Die bevorstehenden rechtlichen Auseinandersetzungen könnten
nicht nur Auswirkungen auf die Beamten im Land Brandenburg
haben, sondern auch einen Präzedenzfall für andere
Bundesländer schaffen, die ähnliche Maßnahmen in Erwägung
ziehen. Das Ergebnis der Überprüfung könnte die Art und Weise
verändern, wie der Umgang mit Extremismus innerhalb der
deutschen Verwaltung geregelt wird, und hat damit



weitreichende Bedeutung für die zukünftige Rechtsordnung.

Rechtsstreit um Beamtenüberprüfung

Der Streit um das Verfassungstreue-Check-System verdeutlicht
die Spannungen zwischen den politischen Lagern in
Brandenburg. Die Forderung nach mehr Sicherheit im
Staatsdienst steht im Vordergrund, während Kritiker auf
potenzielle Übergriffe auf die individuellen Rechte hinweisen.
Dieses Thema wird sicher weiterhin die politische Agenda im
Land prägen und ist für die kommenden Monate ein heißes Eisen
in der politischen Debatte.

Der Verfassungstreue-Check für Beamte in Brandenburg ist Teil
eines breiteren Prozesses, der versucht, das Vertrauen in die
öffentliche Verwaltung wiederherzustellen und Extremismus zu
bekämpfen. Die Diskussion über die Verfassungstreue für
Beamte ist nicht neu; sie spiegeln weitreichende
gesellschaftliche und politische Veränderungen wider. In den
letzten Jahren haben verschiedene Bundesländer ähnliche
Maßnahmen in Erwägung gezogen, um sicherzustellen, dass
Beamte die demokratischen Werte der Bundesrepublik
Deutschland unterstützen.

In Brandenburg, wo die AfD bei der letzten Wahl einen
signifikanten Zustrom an Wählern gewinnen konnte, gibt es eine
wachsende Besorgnis über die Auswirkungen extremistischer
Ideologien auf die Gesellschaft. Während der Verfassungstreue-
Check als präventive Maßnahme dienen soll, um potenzielle
Gefahren frühzeitig zu identifizieren, kritisiert die AfD, dass dies
ein übermäßiger Eingriff in die Rechte von Beamten sein könnte.

Gesetzliche Regelungen und Änderungen
im Disziplinarrecht

Ein zentrales Element des neuen Gesetzes ist die Änderung im
Disziplinarrecht. Beamte könnten künftig einfacher durch eine



Verfügung des Dienstvorgesetzten oder Dienstherren zur
Verantwortung gezogen werden, wodurch die Notwendigkeit
eines unabhängigen Gerichtsverfahrens entfällt. Die Befürworter
dieser Regelung argumentieren, dass eine schnellere Reaktion
auf potenzielle Verfassungsverstöße erforderlich sei, um die
Integrität der öffentlichen Verwaltung zu wahren. Bereits in der
Vergangenheit gab es jedoch Bedenken, dass solche
Regelungen zu willkürlichen Entscheidungen führen könnten und
die Rechtssicherheit gefährden.

Das neue Disziplinarrecht wurde auch von anderen Parteien,
einschließlich der Linken, stark kritisiert. Sie befürchten, dass
die Maßnahmen politisch motiviert sein könnten und eine
Rückkehr zu autoritären Praktiken darstellen. Die Bedenken über
einen Rückschritt zu weniger Transparenz und einer potenziellen
Verletzung der Rechte von Beamten sind im politischen Diskurs
laut geworden.

Gesellschaftliche Reaktionen und Debatten

Die Reaktionen auf das neue Gesetz und den geplanten
Verfassungstreue-Check sind gemischt. Während Befürworter
argumentieren, dass die Sicherheit und Vielfalt der
demokratischen Werte in der Verwaltung oberste Priorität hat,
warnen Kritiker vor einem Klima der Angst und der
Stigmatisierung von Menschen mit anderen politischen
Ansichten. In sozialen Medien und öffentlichen Debatten werden
die Methoden, die zur Überprüfung der Verfassungstreue
angewendet werden, intensiv diskutiert. Es gibt viele, die sich
für die Rechte der Beamten einsetzen und eine Überprüfung der
Maßnahmen fordern.

Die AfD hat in ihrer Klage auch rechtliche Bedenken geäußert,
die mögliche Unrechtmäßigkeit des Verfahrens in Frage stellen.
Die politischen Spannungen zwischen verschiedenen Fraktionen
im Landtag und die öffentliche Wahrnehmung des Themas
tragen zur Komplexität der Situation bei. Der Ausgang des
Normenkontrollverfahrens könnte weitreichende Folgen für die



Gesetzgebung und die öffentliche Verwaltung in Brandenburg
haben.
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